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Betreff:  Bundesgesetzes, mit dem das Abfallwirtschaftsgesetz 2002, das 
Altlastensanierungsgesetz und das Chemikaliengesetz 1996 geändert werden 
(Verwaltungsgerichtsbarkeits-Anpassungsgesetz – BMLFUW -Umweltagenden) 
 

Das Präsidium des Asylgerichtshofes nimmt – in Vorbereitung und mit besonderem 

Augenmerk auf die Einrichtung des Bundesverwaltungsgerichtes – zum 

Begutachtungsentwurf vom 21.2.2013, GZ: BMLFUW-UW.2.1.6/0022-VI/2/2013, eines 

Bundesgesetzes mit dem das Abfallwirtschaftsgesetz 2002 (AWG), das 

Altlastensanierungsgesetz und das Chemikaliengesetz 1996 (ChemG) geändert werden, 

wie folgt Stellung: 

 

Zu Art. 1 (AWG) 

 

Der vorliegende Entwurf sieht keine Anpassung an die Reform der 

Verwaltungsgerichtsbarkeit in Hinblick auf § 73 Abs. 7 AWG, in welchem in den jeweiligen 

Verfahren der Landeshauptmann bzw. der BMLFUW als Berufungsinstanz vorgesehen 

werden, vor. Es wird daher angeregt, diese Regelung in Hinblick auf die 

Verwaltungsgerichtsbarkeitsreform zu prüfen, den verfassungsrechtlichen Vorgaben 

anzupassen und dabei, im Sinne der Verfahrensökonomie und zur Vermeidung von 

Kompetenzkonflikten, die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes oder der 

Landesverwaltungsgerichte klarzustellen. 

 

 

__ 
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Zu Art. 1 Z 17 (§ 87c AWG): 

 

Die gegenständliche Bestimmung sieht die Zuständigkeit der Landesverwaltungsgerichte 

für Beschwerden im Bereich des AWG auch gegen Bescheide des Bundesministers für 

Land- und Forstwirtschaft, Umwelt und Wasserwirtschaft gem. §§ 7, 14 AWG vor. Es ist 

davon auszugehen, dass dieser Entwurf als neuere Fassung an die Stelle der 

diesbezüglichen einschlägigen Bestimmungen im Entwurf der AWG-Novelle 2012 

(BMLFUW-UW.2.1.6/0141-VI/2/2012) treten soll. Es wird daher angeregt, zu prüfen, ob 

Art. 1 Z 72 sowie Z 75 letzter Satz (§ 91 Abs. 26 AWG) aus letztgenanntem Entwurf 

entfallen sollen. 

 

Für Beschwerden gegen Bescheide bzw. zur Durchsetzung der Entscheidungspflicht des 

Bundesministers nach anderen als den oben angeführten Bestimmungen wird die 

Zuständigkeit durch den vorliegenden Gesetzesentwurf nicht explizit klargestellt. Im 

Interesse der Verfahrensökonomie und zur Vermeidung von Kompetenzkonflikten wird 

daher angeregt, die Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes oder der 

Landesverwaltungsgerichte auch für diese Fälle ausdrücklich zu regeln oder dies 

jedenfalls in den Erläuterungen klarzustellen. 

 

Zu Art. 2 (AltlastensanierungsG): 

 

Auch im Bereich des Altlastensanierungsgesetzes sieht der vorliegende Entwurf andere 

Regeln bezüglich der Anpassung an die Verwaltungsgerichtsbarkeitsreform vor als der 

zeitnah ausgesandte Entwurf BMLFUW-UW.2.1.6/0141-VI/2/2012. Es wird daher 

angeregt, zu prüfen, ob Art. 2 des Entwurfs der AWG-Novelle 2012 in  Hinblick auf den 

vorliegenden Entwurf entfallen soll. 

 

Zu Art. 3 (ChemG 1996) 

 

Der vorliegende Entwurf sieht keine Anpassung an die Reform der 

Verwaltungsgerichtsbarkeit in Hinblick auf § 67 Abs. 6 ChemG 1996, der die Möglichkeit 

der Berufung an den Unabhängigen Verwaltungssenat normiert, vor. Es wird daher 

angeregt, diese Regelung in Hinblick auf die Verwaltungsgerichtsbarkeitsreform zu prüfen, 

den verfassungsrechtlichen Vorgaben anzupassen und dabei, im Sinne der der 

12/SN-481/ME XXIV. GP - Stellungnahme zu Entwurf (elektr. übermittelte Version)2 von 3

Dieses Dokument wurde mittels e-Mail vom Verfasser zu Verfügung gestellt. Für die Richtigkeit
 und Vollständigkeit des Inhaltes wird von der Parlamentsdirektion keine Haftung übernommen.



- 3 - 
 

 
Verfahrensökonomie und zur Vermeidung von Kompetenzkonflikten, die Zuständigkeit des 

Bundesverwaltungsgerichtes oder der Landesverwaltungsgerichte klarzustellen. 

 

 
26. März 2013 
Der Präsident 

Perl 
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